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Im Anhang bringt das Gutachten Erläuterungen und 
Anlagen über die Gemeindegrößenklassen, die Wohnbevöl­
kerung, die Bevölkerungsentwicklung und W anderungsbe­
wegungen, •die Landkreise nach Bevölkerungsdichte und die 
Bediensteten der amtsangehörigen Gemeinden sowie Finan­
zierungsübersichten. Des Hinweises bedarf auch die Zusam­
menfassung .der zahlreichen und übersichtlich geordneten 
Literaturangaben. 

Nicht nur den Vertretungen und Verwaltungen der 
Gemeinden und der Aufsichtsbehörden ~on Nordrhein­
Westfalen kann das Gutachten zur weitgehenden Durchsicht 
empfohlen werden, sondern auch allen entsprechenden In­
stitutionen der anderen Bundesländer. Hier wie dort wird 
es bei der Neugliederung der Gemeinden um folgende we­
sentlichen Probleme gehen: 

1. Abgrenzung des Nahversorgungsbereichs bzw. Deckungs­
gleichheit von Verwaltungsgebiet und Nahversorgungs­
bereich. 

2. Die notwendige Anderung der Gemeindeordnung zur 
Vereinfachung von Gebietsänderungsverträgen. 

3. überbrück,ung des Gegensatzes von Stadt- und Landge­
meinden. 

Die ersten beiden Problemkreise sind in dem Gutachten 
berücksichtigt. Dabei muß aller.dings beachtet werden, daß 
die Modelle der beiden Grundtypen A und B mit dem viel­
fältigen Nebeneinander und übereinander zentralörtlicher 
Beziehungen nichts zu tun haben, sondern nur die Funktion 
eines Leitbildes ausüben. 

Kaum berücksichtigt ist der mancherorts noch geltende 
Gegensatz zwischen Stadt- und Landgemeinden. Ob dieser 
durch die Ortsverfassung überbrückt werden kann, muß 
trotz der vielseitigen Ausgestaltungsmöglichkeiten nach den 
bisherigen Erfahrungen bezweifelt werden. Ohne -den Wert 
,des Gutachtens mindern zu wollen, kann darauf verwiesen 
werden, daß es noch ,der soziologischen Überlegungen bedarf, 
wenn man günstigere Voraussetzungen für ein Zusammen­
gehen von Stadt- und Landgemeinden schaffen will. Deren 
gegenseitige Zuordnung wird sich nämlich nur -dort vermei­
den lassen, wo Lan,dgemeinden als Zentralorte ausgewiesen 
worden sind. Der Kommission wird dieses Problem nicht 
unbekannt sein. Der Gesichtspunkt ist sicherlich der Erkennt­
nis zum Opfer gefallen, daß ,dem gesamten vielschichtigen 
Problemkomplex „Kommunale Neugliederung" nicht opti­
mal entsprochen werden kann, wenn alle Gesichtspunkte 
berücksichtigt werden. Außerdem kommt es entscheidend 
auf die Erfüllung des Auftrages an. Ihm ist nicht nur zeit­
gerecht entsprochen worden. 

Fritz Quidde 

Hongkongs Planungsprobleme 

Auf den 29 Quadratmeilen ,der Viktoriainsel sind bereits 
1,1 Millionen Einwohner und auf der 3,25 Quadratmeilen 
großen Halbinsel Kaulun schon 2,2 Millionen Einwohner 
zusammengedrängt. Mit den 1898 für 99 Jahre gepachteten 
New Territories, die heute eine Pufferzone zur Chinesischen 

Volksrepublik bilden und wo annähernd 600 000 Einwoh­
ner leben, strebt Hongkong mit Siebenmeilenstiefeln der 
4-Millionen-Grenze entgegen. Trotz des hermetischen Ab­
schlusses von weiteren Flüchtlingszuwa.nderungen bilden 
die über 99 0/o anteiligen Chinesen •das Mammutproblem 

1der Unterbringung, zumal auf einen Sterbefall fünf Gebur­
ten kommen. Die Weichen des planerischen Netzwerkes 
wurden zwar schon von einem Gutachten ,des Sir Patrick 
Abercrombie für eine moderne Stadt- und Landesplanung 
gelegt; doch auch er konnte .die sich nahezu überstürzende 
Entwicklung kaum voraussehen. Seit 1953 betreibt ein Re­
settlement Department -die Umsiedlung der Flüchtlinge, 
während das Public Works Department mit dem Bau 
mehrstöckiger Wohnblocks begann. Seit 1954 unternahm 
dann die offizielle Housing Authority den Bau von Massen­
siedlungen nach -dem englischen Programm Mark I-IV. Es 
sind jene berühmt gewordenen Siedlungskomplexe, die die 
Squattersiedlungen ablösten und auf ihren Dächern die 
Grundschulen tragen. 

Neben dem Wohnungsproblem •drängen sich zusehends 
die Verkehrsmisere und der zunehmende Fremdenverkehr 
in den Vordergrund. Der Naturhafen Hongkong trennt die 
Viktoriainsel von Kaulun. Zwischen beiden Stadtteilen be­
stehen engste Verflechoungen funktioneller Art. Ist Viktoria 
in erstier Linie Verwaltungs- und Handelszentrum, so domi­
nieren in Kaulun die Wohn-, Industrie- und Einkaufsfunk­
tionen. Auch der phantastische Flugplatz Kai Tak, dessen 
Piste künstlich und optisch wirkungsvoll in die Meeresbucht 
gelegt wurde, liegt in Kaulun. 

Die meist ein- und zweigeschossigen Neubaugebiete am 
Stadtrand haben Platz gefordert, während sich auf den 
granitenen Sockeln des Hafengebietes die Hochhäuser bal­
len. Fußgänger-, Wagen- und gemischte Fähren versuchen 
den Kontakt zwischen den Stadtteilen zu halten. Wurden 
1956 noch durchschnittlich am Tage 3418 Wagen befördert, 
waren es 1962 schon 6769 und 1966 gar 11 845. Bei dem 
steigenden Motorisierungsgrad rechnet man zum Planziel 
mit einer Bewältigung von 25 600 Wagen pro Tag. Diese 
mehr als Verdoppelung des Fährverkehrs wir,d auf dem üb­
lichen Wege für kaum möglich gehalten. Außerdem kann 
der Quell- und Zielverkehr noch nach ganz anderen Strö­
mungsverhältnissen laufen. Allein von 1962 bis 1966 haben 
die Kraftfahrzeuge in beiden Stadtteilen von 61 482 auf 
92 903 zugenommen! _ 

Trotz der lauernden politischen Krise wird jetzt das Tun­
nelprojekt verfolgt. An einer der engsten Stellen des Hafens 
zwischen der Causeway-Bay am Viktoria-Park der Glou­
cester Road soll der vierspurige Fahrweg zum Castle Peak 
des Festlandes geführt werden, wobei die Hauptzubringer­
achsen in mehreren Ebenen eingeführt werden sollen. Knapp 
über eine englische Meile lang, wird der Tunnel von Privat­
gesellschaften finanziert. 1,75 DM pro Privatwagen, 3,50 DM 
pro Doppeldeckerbus und 5,25 DM pro Lastwagen sind als 
spätere Abgaben berechnet, um eine schnelle Amortisation zu 
erlangen. Als Bauzeit sind 36 Monate veranschlagt. Wenn 
- wie geplant - 1967 mit dem Bau begonnen wird, dürfte 
1970 .das wichtigste Verbindungsglied zwischen beiden Stadt­
teilen in Funktion treten. 
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Besucher und angebotene Hotelräume in Hongkong 

Jahr 

1958 
1959 
1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 (geschätzt) 

Zahl der 
Besucher 

103 058 
138 561 
163 661 
220 884 
253 016 
315 665 
398 534 
446 743 
490 000 

Zahl der 
Hotelräume 

1952 
2238 
2975 
3460 
3349 
5775 
6018 
5832 
6100 

Weitere große Anstrengungen werden auf dem Fremden­
verkehrssektor gemacht. Vor allem 1965 hatte man schlechte 
Erfahrungen gesammelt, wo <las Angebot an Hotelräumen 
trotz steigender Besucherzahl nachließ. Nebenstehende Zah­
len sprechen für sich. 

Hier muß betont werden, daß nahezu alle angebotenen 
Hotelräume als Doppelzimmer zu verstehen sind. Die 
manchmal zu beobachtenden Rückgänge sind auf dringende 
Inanspruchnahme als W ohmmgen zurückzuführen. 

Hartmut Scholz 
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Anhand der in den Thesen des SARO-Gutachtens formulierten 
Grundsätze analysiert der Verfasser die raumordnungspolitische 
Aufgabe und erörtert einige wesentliche Begriffe. Wenn es Ziel­
setzung der Raumordnungspolitik sei, die gegebenen, mehr oder 
weniger unbefriedigenden räumlichen Zustände in eine, norma­
tiven Ordnungsvorstellungen entsprechende, "Raumordnung" 
umzugestalten, stelle sich die Frage nach den qualitativen Krite­
rien sowie den quantitativen Maßstäben, die ein zutreffendes Ur­
teil über Notwendigkeit und Richtung eventueller Ordnungs­
maßnahmen in Gegenwart und Zukunft erlaubten. Für einige 
wesentliche Strukturelemente (Siedlungsstruktur, sektorale und 
räumliche Wirtschaftsstruktur, Sozialprodukt, soziale Schichtung) 
behandelt lsenberg die sich hier bei Diagnose und Prognose er­
gebenden Probleme. Er warnt eindringlich vor den Irrtümern, 
"auf die regionalpolitische Praktiker als Opfer einer schemati­
schen Orientierung an globalen Durchschnitten laufend herein­
fallen," und weist auf die Vorteile hin, die sich aus der Ver­
wendung von Kennziffern über die spezifischen Durchschnitte in 
bestimmten fachlichen Gruppen oder gebietlichen Strukturzonen 
ergeben. 

Ebenso wie Erich Dittrich, der die Abstimmung raumordnungs­
politischer Maßnahmen auf die bereits "angelegte" Entwicklung 

• als eine wesentliche Voraussetzung des Erfolgs bezeichnet hat, 
hält es lsenberg bei allen Versuchen von Regionalprognosen für 
notwendig, zunächst die Frage nach der im Rahmen des markt­
wirtschafl:lichen Automatismus zu erwartenden Entwicklung zu 
stellen, weil sich erst über eine Vorausschau des unbeeinflußten 
Ablaufs die Ansatzpunkte für raumordnungspolitische Maßnah­
men und die sich aus deren Wirkungen ergebenden Veränderun­
gen ableiten ließen. 

Bei der abschließenden Behandlung der einzelnen raumord­
nungspolitischen Maßnahmen hebt lsenberg hervor, daß die 
Funktionsfähigkeit einer freien Gesellschaft weitgehend davon 
abhängt, "daß der Einzelne sich freiwillig in seinem eigenen 
Interesse so verhält, wie es das Gesamtwohl verlangt. Dies gilt 
auch für die Raumordnung. Es kommt darauf an, raumordnungs­
gerechte Interessenlagen zu schaffen. Geeignete Beispiele dafür, 

daß das z. Z. nicht der Fall ist, bietet der finanzielle Bereich, 
einmal mit der Gewerbesteuer, die in ihrem Übergewicht die 
Gemeinden zu raumordnungswidrigem Verhalten verleitet, zum 
anderen mit der Grundsteuer, die mit ihrem Untergewicht die 
Betroffenen zu einer Hortung von Grundstücken veranlaßt, auch 
dort, wo hödistwertige Nutzung am Platze wäre." Die für ein 
raumordnungsgerechtes Verhalten wichtigen Regelungen seien 
im SARO-Gutachten systematisdi zusammengefaßt worden. 
Wenn auch der Bund in der konkreten Standortbestimmung oder 
in der Raumnutzung kaum mitzureden habe, sei er dodi in Be­
zug auf die Grundsatzregelungen ein Faktor, .dessen Bedeutung 
kaum übersdiätzt werden könne. 

Schwarz, Karl: Europäische Bevölkerungskonferenz 1966. 
In: Institut für Raumforschung. Informationen. 17. Jg. 
(1967) Nr. 2 (31. Januar) S. 35-45. 

Der von Schwarz gegebene Beridit über Vorgeschichte, Auf­
gabenstellung, Ablauf und Ergebnisse der in der Zeit vom 30. 
August bis 6. September 1966 in den Räumen des Europarates 
in Straßburg durchgeführten Konferenz vermittelt einen Einblick 
in die Bevölkerungsprobleme unseres Kontinents und den derzei­
tigen Stand ihrer wissensdiafl:lichen Durchdringung. Wie der 
Verfasser ausführt, müsse es das Ziel der Demographie sein, "die 
natürlidie und die räumlidie Bevölkerungsbewegung als die be­
stimmenden Elemente der demographisdien Entwicklung in ihrem 
Zusammenwirken zu sehen." Die hierzu entwickelten demogra­
phisdien Modelle seien zwar geeignet, als Grundlage für Voraus­
sdiätzwigen der Bevölkerung nadi Zahl und Struktur zu dienen, 
wenn weitere Fortschritte erzielt werden sollen, sei jedodi die 
Kenntnis der Wediselwirkungen zwischen den Elementen der 
natürlichen Bevölkerungsbewegung (Geburtenhäufigkeit, Heirats­
häufigkeit, Sterblichkeit) und der räumlichen Bevölkerungsbewe­
gung wwie die Kenntnis der aus dem sozialen und ökonomischen 
Bereich kommenden Einflüsse auf die Bevölkerungsbewegung er­
forderlidi·. Die Konferenz habe deutlidi gemadit, daß diese 
Interdependenzen nodi nidit ausreidiend erforsdit sind. An­
dererseits gehe aus der Tatsadie, daß sidi heute in 28 europäisdien 
Ländern 233 Institutionen mit bevölkerungswissensdiafl:lidier 
Forschung besdiäftigten, die große Bedeutung hervor, die die 
Demographie trotz des Umstandes, daß ihr Charakter als eigen­
ständige Wissenschaft gelegentlich in Zweifel gezogen werde, 
inzwisdien in Europa erlangt hat. Schwarz bedauert deshalb, 
"daß es in Deutsdiland, im Gegensatz zu anderen europäisdien 
Ländern, weder ein demographisdies Institut, nodi einen Lehr­
stuhl für Demographie, noch eine demographische Fadizeitsdirift 


